
„Es ist gut, dass das euphemistisch als ‚Rückführungsverbesserungsgesetz‘ bezeichnete Ver-
schärfungspaket diese Woche nicht im Bundestag beschlossen wird. Die darin vorgesehenen 
Regelungen würden gravierend in die Grund- und Menschenrechte von Geflüchteten ein-
greifen. Das ist offensichtlich auch Teilen von Grünen und SPD klar. Deshalb reicht es nicht 
aus, das Vorhaben nur auf Eis zu legen. Das Abschiebegesetz muss in Gänze zurückgezogen 
werden“, fordert die Linken-Abgeordnete Clara Bünger anlässlich von Berichten, dass das 
sog. Rückführungsverbesserungsgesetz und die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts diese 
Woche nicht mehr abschließend im Bundestag beraten werden, weil SPD, Grüne und FDP sich 
inhaltlich bislang nicht einigen konnten. Bünger weiter:

„Tragisch ist dagegen, dass die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts verzögert wird. Diese 
sieht wesentliche Erleichterungen vor, die auch wir als Linke seit Jahren gefordert haben. Die-
se Verbesserungen auf die lange Bank zu schieben, ist ein Schlag ins Gesicht der Betroffenen. 
Die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts muss schnell beschlossen werden.“
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